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Statuten des Vereins 
Kleingartenverein Heuberggstätten 

ZVR Zahl: 027524387 
 

 

§ 1: Name, Sitz und Tätigkeitsbereich 
 
1. Der Verein  führt den Namen:  ”Kleingartenverein Heuberggstätten“. 
2. Er hat seinen Sitz in                      1100 Wien, Macholdastrasse 1  
3. Die Errichtung von Zweigvereinen ist nicht beabsichtigt. 
4. Der Verein übt seine Tätigkeit als selbständiger Verein aus, jedoch unter Beachtung der Rechte 

und Pflichten, die sich aus seiner eigenen Mitgliedschaft im Landesverband Wien der Kleingärtner 
und dessen Mitgliedschaft im Zentralverband der Kleingärtner und Siedler Österreichs ergeben. 

 

 

§ 2: Zweck 
 
Der Verein, dessen Tätigkeit nicht auf Gewinn ausgerichtet ist, erstrebt die Förderung des 
Kleingartenwesens und in diesem Rahmen insbesondere die Wahrung der gemeinsamen Interessen 
jener Kleingärtner, deren Kleingärten sich in der Kleingartenanlage des Vereins befinden.  
 
Die Aufgaben des Vereins sind insbesondere: 

1. Der Erwerb von Grundflächen und deren Überlassung an die Mitglieder zur kleingärtnerischen 
Nutzung i.S.d.§ 1 Abs. 1 des Bundes-Kleingartengesetzes (KIGG.BGBl 1959/6); 
 

2. Die Verwaltung der Kleingartenanlage für alle Kleingärtner, denen wie immer geartete 
Nutzungsrechte an den in der Kleingartenanlage befindlichen Kleingartenparzellen zustehen, 
insbesondere die Verwaltung der Gemeinschaftsflächen, der Gemeinschaftsanlagen und 
sonstigen der Befriedung gemeinsamer Bedürfnisse dienenden Einrichtungen, dies im 
Einvernehmen mit dem Generalpächter oder dem Grundeigentümer der Anlage, insofern der 
Verein nicht selbst Grundeigentümer oder Generalpächter ist; 
 

3. Die Beratung der Mitglieder in Angelegenheiten der Bewirtschaftung ihrer Kleingärten und die 
Vermittlung von Rechtsauskünften in Kleingartenangelegenheiten durch den Landesverband  
oder den Zentralverband der Kleingärtner; 
 

4. Die Schaffung, Erhaltung und Verwaltung einer zeitgemäßen und entsprechenden 
Infrastruktur der Kleingartenanlage, insbesondere in Form sicher benutzbarer Wege und 
deren Beleuchtung, der nicht Parzellen begrenzenden Teile der Außenumfriedung der 
Kleingartenanlage, frostsicherer Wasserversorgung, von Kanälen zur Aufnahme von 
Abwässern, zeitgemäßer Energieversorgung, Verwaltung und Vergabe von KFZ- 
Abstellflächen und sonstige durch die Generalversammlung beschlossene Ergänzungen der 
Infrastruktur, dies auch im Hinblick auf eine allfällige höherwertige Flächenwidmung und 
Bebauungsmöglichkeit. 
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§ 3: Mittel zur Erreichung des Vereinszwecks 

1. Der Vereinszweck soll durch die in den Abs. 2 und 3 angeführten ideellen und materiellen Mittel 
erreicht werden. 

2. Als ideelle Mittel dienen die im §2 Abs. 3. angeführten Maßnahmen.  

3. Die erforderlichen materiellen Mittel sollen aufgebracht werden durch 

3.1. Eintrittsgebühren; 

Eintrittsgebühr hat jeder zu entrichten, der als ordentliches Mitglied in den Verein 
aufgenommen wird, unabhängig davon, ob er bereits begründete Nutzungsrechte an einem 
Kleingarten eintritt oder solche erst für sich neu begründet hat, daher auch in den Fällen der 
Pachtrechtsübertragung nach §14 KIGG und der Pachtrechtsfortsetzung nach §15 KIGG,  
ausgenommen Familienmitglieder in gerader Linie. 
Die Eintrittsgebühr ist ungeachtet der Anzahl der im Verein registrierten Mitglieder je Parzelle 
nur einmal zu entrichten. 

3.2. Mitgliedsbeiträge;  
Mitgliedsbeiträge sind ungeachtet der Anzahl der im Verein registrierten Mitglieder nur einmal 
je Parzelle zu entrichten. 

3.3. Anteilige auf Parzellen aufgeteilte Kostenbeiträge der Mitglieder und sonstigen Kleingärtner 
der vom Verein verwalteten Kleingartenanlage zu den Kosten der von der 
Generalversammlung beschlossenen Maßnahmen zur Verbesserung und Erhaltung der 
Infrastruktur (siehe §2 Pkt.4). 

3.4. Erträgnisse aus Veranstaltungen 
Die Einnahmen aus vereinseigenen Unternehmen stehen ausschließlich dem Verein zu 
Zwecken der Verwirklichung der Vereinsziele zur Verfügung. 

3.5. Spenden, Sammlungen, letztwillige und sonstige Zuwendungen;  
Die Mittel des Vereins dürfen nur für die in der Satzung angeführten Zwecke verwendet 
werden. Die Mitglieder des Vereins dürfen keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als 
Mitglieder keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereines erhalten.  

 
 

§ 4: Arten der Mitgliedschaft 
 
Die Mitglieder des Vereins gliedern sich in ordentliche, fördernde und Ehrenmitglieder. 

1. Ordentliches Mitglied kann jede natürliche Person werden, die an einer in der 
Kleingartenanlage des Vereins gelegenen Kleingartenparzelle auf Eigentum, Einzelpacht, 
Unterpacht oder einen anderen geeigneten Rechtstitel begründete dauernde Nutzungsrechte 
erlangt hat.  
Juristische Personen können nur als Parzelleneigentümer ordentliche Vereinsmitglieder 
werden. 
 

2. Zu fördernden Mitgliedern können physische oder juristische Personen, insbesondere 
Körperschaften ernannt werden, welche die Vereinsbestrebungen besonders unterstützen. 
 

3. Zu Ehrenmitgliedern können Personen ernannt werden, die sich um die 
Kleingartenbewegung oder die Vereinsinteressen große Verdienste erworben haben. 
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§ 5: Erwerb der Mitgliedschaft 
1. Über die Aufnahme von ordentlichen und fördernden Mitgliedern entscheidet die 

Generalversammlung über Antrag des Vorstands. Die Aufnahme kann ohne Angabe von Gründen 
verweigert werden. 
 

2. Aufnahmeanträge von Kleingärtnern, denen Einzel- oder Unterpachtverträge an Kleingärten 
übertragen worden sind (§ 14 KlGG) oder die in bestehende Unterpachtverträge eingetreten sind 
(§ 15 KlGG), können nur aus wichtigen Gründen abgelehnt werden. 
 

3. Erwerben Ehepartner oder Lebensgefährten gemeinsam Einzel- oder Unterpachtrechte oder 
Eigentum an einem Kleingarten, dann können beide als ordentliche Mitglieder aufgenommen 
werden. Das gilt auch für alle Miteigentümer an einer Kleingartenparzelle (Stimmrecht siehe § 7 
der Statuten).  
   

4. Ehrenmitglieder werden auf Antrag des Vorstands durch die Generalversammlung ernannt und 
sind von Beitragsleistungen enthoben, falls sie nicht gleichzeitig ordentliche Mitglieder sind.  

 

§ 6: Beendigung der Mitgliedschaft 
1. Die Mitgliedschaft kann jederzeit im Einvernehmen zwischen dem Mitglied und dem Vorstand 

aufgelöst werden. 
 

2. Mit dem Tod des Mitglieds (bei juristischen Personen durch Verlust der Rechtspersönlichkeit) 
endet dessen Mitgliedschaft im Verein. Die Mitgliedschaft des mit dem Verstorbenen als Mitglied 
aufgenommenen Miteigentümers wird davon nicht berührt. Ebenso wenig wird davon die 
Mitgliedschaft des Ehegatten oder Lebensgefährten des verstorbenen Einzelpächters oder 
Unterpächters berührt, wenn er das Einzelpachtrecht oder Unterpachtrecht des Verstorbenen 
fortsetzt ($ 15 KlGG)  
 

3. Der freiwillige Austritt kann nur jeweils nur zum Jahresende erfolgen. Er muss dem Vorstand 
spätestens zum 31. Oktober des Austrittsjahres (Datum des Einlangens) schriftlich erklärt werden. 
Erfolgt die Anzeige verspätet, so ist sie erst zum nächsten Austrittstermin wirksam.  
 

4. Der Vorstand kann ein Mitglied ausschließen, wenn dieses trotz zweimaliger schriftlicher Mahnung 
unter Setzung einer angemessenen Nachfrist länger als sechs Monate mit der Zahlung der 
Mitgliedsbeiträge im Rückstand ist. Die Verpflichtung zur Zahlung der fällig gewordenen 
Mitgliedsbeiträge bleibt hiervon unberührt. 
 

5. Die Vereinsmitgliedschaft endet, sobald die Nutzungsrechte des Mitglieds an dem von ihm 
genutzten Kleingarten – aus welchem Grund auch immer – aufgelöst werden (z.B. Kündigung 
nach § 12 KlGG). Ein Anspruch auf anteilige Erstattung der Jahresmitgliedsbeiträge zum Verein 
und seinen Dachorganisationen besteht nicht. 
 

6. Der Ausschluss eines Mitglieds aus dem Verein kann vom Vorstand auch wegen grober 
Verletzung anderer Mitgliedspflichten und wegen unehrenhaften Verhaltens verfügt werden. 
(Hinweis: Nach den mit dem Grundeigentümer bzw. Generalpächter  abgeschlossenen Einzelpacht- bzw. 
Unterpachtverträgen liegt ein wichtiger Grund zur Kündigung dieser Pachtverträge auch dann vor, wenn der Einzelpächter 
bzw. Unterpächter oder, falls Ehegatten oder Lebensgefährten Einzelpächter oder Unterpächter sind, beide Einzelpächter 
bzw. Unterpächter aus dem Verein austreten oder vom Verein in Übereinstimmung mit dessen Satzungen ausgeschlossen 
werden. 
 

7. Ist/sind das/die austretende/n Mitglied(er) Parzelleneigentümer, dann sind dessen/deren 
zukünftige Rechte und Pflichten gegenüber dem Verein und der Kleingartengemeinschaft in der 
Kleingartenanlage des Vereins vor dem Austritt durch eigens dafür zwischen dem 
Kleingartenverein, dem Zentralverband der Kleingärtner und dem vom Austritt betroffenen 
Kleingarteneigentümer(n) zu regeln. 
Diese Regelung ist auch dann zu treffen, wenn Einzelpächter oder Unterpächter beabsichtigen 
aus dem Kleingartenverein auszutreten bzw. ausgeschlossen werden und trotzdem weiterhin ein 
Pachtrecht besitzen.  
 

8. Die Aberkennung der Ehrenmitgliedschaft kann aus den im Abs. 6 genannten Gründen von der 
Generalversammlung über Antrag des Vorstands beschlossen werden. 
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§ 7: Rechte und Pflichten der Mitglieder 
 
1. Alle ordentlichen Mitglieder haben das Recht, auf Verlangen gegen Kostenersatz ein Exemplar 

der Vereinsstatuten zu erhalten, die Vereinseinrichtungen, insoweit nicht notwendige 
Sonderregelungen von Vorstand getroffen worden sind, zu nutzen und an den 
Vereinsveranstaltungen teilzunehmen. Die entsprechenden Nutzungs- und Teilnahmerechte 
juristischer Personen, die ordentliche Mitglieder sind, bedürfen einer besonderen Vereinbarung 
zwischen diesem und dem Vorstand. Die Nutzungsrechte an der dem Mitglied zugewiesenen 
Kleingartenparzelle ergeben sich, falls das Mitglied nicht selbst Eigentümer ist, aus dem mit dem 
Eigentümer bzw. Generalpächter abgeschlossenen Einzelpachtvertrag / Unterpachtvertrag und in 
allen Fällen der Gartenordnung. 
 

2. In der Generalversammlung entfällt auf jeden Kleingarten mit zumindest einem ordentlichen 
Mitglied, eine Stimme zur Abstimmung über Anträge und zur Ausübung des aktiven Wahlrechtes 
(§ 9 Punkt 6).  
Das aktive und passive Wahlrecht und das Recht, mit Anträgen oder Beschwerden an die 
Vereinsorgane heranzutreten, haben alle ordentlichen Mitglieder. Juristischen Personen steht kein 
passives Wahlrecht zu.  
 

3. Alle Mitglieder sind verpflichtet, die Satzungen des Vereins, des Landesverbandes und des 
Zentralverbandes der Kleingärtner und die Beschlüsse der Vereinsorgane, insbesondere der 
Generalversammlung einzuhalten. 
 

4. Die von diesen Gremien beschlossenen Beitragsleistungen an den Verein, an den 
Landesverband, an den Zentralverband der Kleingärtner und an die Bezirksorganisation, sowie 
die statutenkonform festgesetzten Umlagen, Gebühren (z.B. Eintrittsgebühren) und im Interesse 
des Vereines erforderlichen Beitragsleistungen sind fristgerecht zu entrichten. Unter solchen 
Beitragsleistungen, einschließlich der Pflicht zur Entrichtung von Kostenvorschüssen, fallen 
insbesondere die anteiligen Kosten zur Herstellung, Verbesserung oder Erhaltung von 
Einrichtungen der Infrastruktur der Kleingartenanlage. Der Vorstand ist verpflichtet, solche 
Projekte vorzubereiten, die bestellungsgemäße Ausführung zu überwachen und ehestmöglich 
gegenüber den Mitgliedern abzurechnen.  
 

5. Jedes Mitglied hat die Pflicht, seinen Kleingarten und die vorgelagerten Weganteile an den 
Gemeinschaftsflächen nach Maßgabe der einschlägigen Bestimmungen, der Gartenordnung des 
Vereins und nach den jeweils gültigen Beschlüssen der Generalversammlung ordentlich zu 
bewirtschaften und das Ansehen, die Bestrebungen und gemeinsamen Interessen des Vereins in 
jeder Hinsicht zu unterstützen. Überhänge über die Zaungrenze, ganz besonders  zu den 
Gemeinschaftsflächen sind nicht erlaubt. Mit ordnungsgemäßer Bewirtschaftung eines 
Kleingartens ist es jedenfalls unvereinbar, den unbebauten Boden oder Teile desselben dem 
Wildwuchs (vermeintlicher „Biogarten“ oder „extensive Bewirtschaftung“) zu überlassen. 
Kleingärtner welche die Pflege ihres Kleingartens vernachlässigen, haben für jenen Mehraufwand 
an Gartenpflege aufzukommen, den sie dadurch anderen Kleingärtnern (z.B. in Form aufwendiger 
Unkraut- oder Schädlingsbekämpfung) verursachen. Jedes Mitglied ist verpflichtet die vom Verein 
beschlossenen Maßnahmen zur Schädlingsbekämpfung zu dulden, mitzufinanzieren und nach 
Kräften zu unterstützen. 
Das Abstellen von Kraftfahrzeugen auf den Kleingartenparzellen ist verboten. 
 

6. Die Bepflanzung der Drainagefläche, zwischen den Kleingarteneinfriedungen und dem Asphalt 
der Wege innerhalb der Kleingartenanlage darf die verfügbare Breite der Asphaltwege in keiner 
Höhe einschränken und ist vom Parzellenpächter bzw. Eigentümer zu pflegen. Auch vorhandene 
Bepflanzung zwischen der Kleingartenumfriedung und dem Drainagestreifen vor dem 
asphaltierten vereinseigenen Parkplatz darf auf keinen Fall die verfügbare Länge der Parkplätze 
einschränken und ist vom angrenzenden Parzellenpächter bzw. Eigentümer zu pflegen. Wenn 
zwischen der Kleingartenumfriedung und des Drainagestreifens keine gesetzte Bepflanzung 
vorhanden ist,  ist vom zugeteilten Parkplatznutzer der Streifen in der Breite des Parkplatzes von 
Pflanzenwildwuchs und Verschmutzung freizuhalten. 

http://www.kleingaertner.at/pdf/heuberggstaetten/Gartenordnung.pdf
http://www.kleingaertner.at/pdf/heuberggstaetten/Gartenordnung.pdf
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Die Parkplatznummern müssen sichtbar bleiben. 
 

7. Die Parkplätze vor der Umfriedung der Kleingartenanlage zur Macholdastrasse sind 
Vereinseigentum und die Nutzungsrechte stehen ausschließlich den ordentlichen 
Vereinsmitgliedern, nach Zuteilung durch den Vereinsvorstand zur Verfügung. 
Eine Weitergabe des Nutzungsrechtes ist nicht gestattet.  
Benutzung des Parkplatzes durch Besucher ist während der Zeit des Besuches der 
Gartenparzelle gestattet. Als Besuch gilt auch die Betreuung der Kleingartenparzelle für die Zeit 
von z.B. Urlaubsvertretung oder krankheitsbedingter Abwesenheit etc.  
Anderweitige Belegung des Parkplatzes ist nur mit Genehmigung des Vorstandes gestattet. 
Für die Reinhaltung sind die berechtigten Parkplatznutzer verantwortlich. 
Die Parkplatzordnung ist einzuhalten.  
   

8. Die vorübergehende Benützung einer nicht im Eigentum des Mitgliedes stehenden 
Kleingartenparzelle durch eine dem Verein nicht angehörende Person oder ein anderes 
Vereinsmitglied kann der Vorstand, die Zustimmung des Eigentümers bzw. Generalpächters 
vorausgesetzt, in berücksichtigungswürdigen Fällen auf schriftlichen Antrag des Mitglieds 
gestatten. 
(Hinweis: Wenn ein Einzel- und Unterpächter seinen Kleingarten ohne zwingenden Grund länger als ein Jahr nicht 
bestimmungsgemäß (§ 1 Abs. 1 KlGG) verwendet, setzt er einem Kündigungsgrund nach § 12 Abs. 2 lit d KlGG!) 
 

9. Die Mitglieder haben das Betreten ihrer Kleingärten einschließlich der darauf befindlichen 
Baulichkeiten durch Organe des Vorstandes oder durch die von diesem dazu beauftragten 
Personen aus wichtigen Gründen nach Voranmeldung zu gestatten, bei Gefahr im Verzug 
jederzeit. Der Vorstand ist berechtigt, Kleingärten, auf denen sich Wasserschächte befinden, 
jederzeit auch ohne Wissen und ohne Zustimmung des nutzungsberechtigten Mitglieds durch 
Beauftragte zu betreten, um den oder die im Wasserschacht angebrachten Wasserzähler 
abzulesen, zu überprüfen, zu warten, zu tauschen oder dort angebrachte Ventile zu 
Anschlussleitungen anderer Kleingärten der jeweiligen Notwendigkeit entsprechend zu öffnen 
oder zu schließen. 
 

10. Jedes Mitglied ist verpflichtet, zur Pflege und Erhaltung aller aus gemeinsamen Mitteln finanzierter 
und für alle Mitglieder benutzbarer Vereinsanlagen und  -einrichtungen auch mit persönlicher 
Arbeitsleistung beizutragen. Beteiligt sich ein Mitglied an solchen Arbeiten nicht und stellt es auch 
keine geeignete Ersatzarbeitskraft, so ist es verpflichtet, angemessenen Arbeitsersatz in Geld zu 
leisten. 
 

11. Den Mitgliedern ist es nicht gestattet, eigenmächtig der Kleingartengemeinschaft dienende 
Einrichtungen ohne Zustimmung der Vereinsleitung zu verändern. Dies trifft auch bspw. für die auf 
dem Kleingarten des Mitglieds errichteten Teile der Außenumfriedung der Kleingartenanlage zu, 
die nicht geöffnet oder sogar mit Toren versehen werden darf, um etwa zusätzliche Zugänge zum 
Bereich außerhalb der Kleingartenanlage (z.B. zum öffentlichen Gut!) zu schaffen. Dieses Verbot 
gilt auch für Parzelleneigentümer. 
 

12. Die Mitglieder haben es zu dulden, dass durch den Beschluss der Generalversammlung 
beschlossenen Maßnahmen zur Verbesserung der Infrastruktur der Kleingartenanlage, z.B. 
Wasserleitungen, Abwasserkanäle, auch auf ihren Kleingartenparzellen hergestellt und erhalten 
werden.  
 

13. Ein Individualrecht auf Auskunft, das über die Informationspflicht der Vereinsleitung gemäß § 20 
VerG hinausgeht, besteht nicht. 
(Hinweis: § 20 VerG 2002 hat folgenden Wortlaut: Das Leitungsorgan ist verpflichtet, in der Mitgliederversammlung die 
Mitglieder über die Tätigkeit und die finanzielle Gebarung des Vereins zu informieren. Wenn mindestens 1/10 der 
Mitglieder dies unter Angabe von Gründen verlangt, hat das Leitungsorgan eine solche Information den betreffenden 
Mitgliedern auch sonst binnen 4 Wochen zu geben.) 
 

14. Änderungen ihrer Namen oder Anschriften, haben die Mitglieder, bzw. bei Parzellen im Eigentum 
auch die Besitzverhältnisse (vorzugsweise mit einer Kopie des Grundbuchauszuges) umgehend 
dem Vorstand schriftlich zu melden. Ebenfalls sollten Änderungen der Telefonnummern für 
Notfälle und die dem Verein mitgeteilten Email-Adressen gemeldet werden. 
 

15. Die Mitglieder sind in jeder Generalversammlung vom Vorstand über die Tätigkeit und finanzielle   
Gebarung des Vereins zu informieren. Wenn mindestens ein Zehntel der Mitglieder dies unter 

http://www.kleingaertner.at/pdf/heuberggstaetten/Parkplatzordnung.pdf
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Angabe von Gründen verlangt, hat der Vorstand den betreffenden Mitgliedern eine solche 
Information auch sonst binnen vier Wochen zu geben. 
 

16. Die Mitglieder sind vom Vorstand über den geprüften Rechnungsabschluss (Rechnungslegung) zu 
informieren. Geschieht dies in der Generalversammlung, sind die Rechnungsprüfer einzubinden. 
 

17. Die Mitglieder sind verpflichtet, die Interessen des Vereins nach Kräften zu fördern und alles zu 
unterlassen, wodurch das Ansehen und der Zweck des Vereins Abbruch erleiden könnte. Sie 
haben die Vereinsstatuten und die Beschlüsse der Vereinsorgane zu beachten. Die ordentlichen 
und außerordentlichen Mitglieder sind zur pünktlichen Zahlung der Beitrittsgebühr und der 
Mitgliedsbeiträge in der von der Generalversammlung beschlossenen Höhe verpflichtet. 
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§ 8: Vereinsorgane 
 
Organe des Vereins sind die Generalversammlung (§§ 9 und 10), der Vorstand (§§ 11 bis 13), die 
Rechnungsprüfer (§ 14) und das Schiedsgericht (§ 15). 
 

 

§ 9: Generalversammlung 
 
1. Die Generalversammlung ist die „Mitgliederversammlung“ im Sinne des Vereinsgesetzes 2002. 

Eine ordentliche Generalversammlung findet jährlich in der ersten Jahreshälfte statt. 
 

2. Eine außerordentliche Generalversammlung findet auf 
 
a) Beschluss des Vorstands oder der ordentlichen Generalversammlung, 
b) schriftlichen Antrag von mindestens einem Zehntel der Mitglieder unter Angabe der 

gewünschten Tagesordnung, 
c) Verlangen der Rechnungsprüfer (§ 21 Abs. 5 erster Satz VereinsG), 
d) Beschluss der/eines Rechnungsprüfer/s (§ 21 Abs. 5 zweiter Satz VereinsG, § 11 Abs. 2 

dritter Satz dieser Statuten), 
e) Beschluss eines gerichtlich bestellten Kurators (§ 11 Abs. 2 letzter Satz dieser Statuten)  
 
binnen vier Wochen statt. 
 

3. Sowohl zu den ordentlichen wie auch zu den außerordentlichen Generalversammlungen sind alle 
Mitglieder mindestens zwei Wochen vor dem Termin schriftlich, per Aushang, oder per E-Mail (an 
die vom Mitglied dem Verein bekanntgegebene E-Mail-Adresse) einzuladen. Die Anberaumung 
der Generalversammlung hat unter Angabe der Tagesordnung zu erfolgen. Die Einberufung 
erfolgt durch den Vorstand (Abs. 1 und Abs. 2 lit. a – c), durch die/einen Rechnungsprüfer (Abs. 2 
lit. d) oder durch einen gerichtlich bestellten Kurator (Abs. 2 lit. e). 
 

4. Anträge zur Generalversammlung sind mindestens 14 Tage vor dem Termin der 
Generalversammlung beim Vorstand schriftlich, oder per E-Mail einzureichen. 
 

5. Gültige Beschlüsse – ausgenommen solche über einen Antrag auf Einberufung einer 
außerordentlichen Generalversammlung – können nur zur Tagesordnung gefasst werden. Die 
Generalversammlung selbst kann mit Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden 
Stimmberechtigten beschließen, Verhandlungsgegenstände, die nicht in der Tagesordnung 
eingegangen sind, nachträglich zum Gegenstand der Tagesordnung zu machen.  
 

6. Bei der Generalversammlung sind alle Mitglieder teilnahmeberechtigt. Stimmberechtigt sind nur 
die ordentlichen Mitglieder. Juristische Personen werden durch einen Bevollmächtigten vertreten. 
Die Vertretung in der Generalversammlung einschließlich Übertragung des Stimmrechtes auf 
einen Dritten (anderes Mitglied) sind im Wege schriftlicher Bevollmächtigung zulässig.  Jedes 
Mitglied hat eine Stimme. Die Übertragung des Stimmrechts auf ein anderes Mitglied im Wege 
einer schriftlichen Bevollmächtigung ist zulässig. 
 

7. Die Generalversammlung ist ohne Rücksicht auf die Anzahl der Erschienenen beschlussfähig. 
 
8. Die Wahlen und die Beschlussfassungen in der Generalversammlung erfolgen in der Regel mit 

einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Beschlüsse, mit denen das Statut des 
Vereins geändert oder der Verein aufgelöst werden soll, bedürfen jedoch einer qualifizierten 
Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen gültigen Stimmen. 

 
9. Den Vorsitz in der Generalversammlung führt der/die Obmann/Obfrau, in dessen/deren 

Verhinderung sein/e/ihr/e Stellvertreter/in. Wenn auch diese/r verhindert ist, so führt das an 
Jahren älteste anwesende Vorstandsmitglied den Vorsitz. 
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§ 10: Aufgaben der Generalversammlung 
 
Der Generalversammlung sind folgende Aufgaben vorbehalten: 
 
a) Beschlussfassung über den Voranschlag;  
b) Entgegennahme und Genehmigung des Rechenschaftsberichts und des Rechnungsabschlusses 

unter Einbindung der Rechnungsprüfer; 
c) Wahl und Enthebung der Mitglieder des Vorstands und der Rechnungsprüfer; 
d) Genehmigung von Rechtsgeschäften zwischen Rechnungsprüfern und Verein; 
e) Entlastung des Vorstands; 
f) Festsetzung der Höhe der Beitrittsgebühr und der Mitgliedsbeiträge für ordentliche und für 

außerordentliche Mitglieder; 
g) Verleihung und Aberkennung der Ehrenmitgliedschaft; 
h) Beschlussfassung über Statutenänderungen und die freiwillige Auflösung des Vereins; 
i) Beratung und Beschlussfassung über sonstige auf der Tagesordnung stehende Fragen. 
 

§ 11: Vorstand 
 
1. Der Vorstand besteht aus sechs Mitgliedern, und zwar aus Obmann/Obfrau und Stellvertreter/in, 

Schriftführer/in und Stellvertreter/in sowie Kassier/in und Stellvertreter/in. 
 
2. Der Vorstand wird von der Generalversammlung gewählt. Der Vorstand hat bei Ausscheiden 

eines gewählten Mitglieds das Recht, an seine Stelle ein anderes wählbares Mitglied zu 
kooptieren, wozu die nachträgliche Genehmigung in der nächstfolgenden Generalversammlung 
einzuholen ist. Fällt der Vorstand ohne Selbstergänzung durch Kooptierung überhaupt oder auf 
unvorhersehbar lange Zeit aus, so ist jeder Rechnungsprüfer verpflichtet, unverzüglich eine 
außerordentliche Generalversammlung zum Zweck der Neuwahl eines Vorstands einzuberufen. 
Sollten auch die Rechnungsprüfer handlungsunfähig sein, hat jedes ordentliche Mitglied, das die 
Notsituation erkennt, unverzüglich die Bestellung eines Kurators beim zuständigen Gericht zu 
beantragen, der umgehend eine außerordentliche Generalversammlung einzuberufen hat. 

 
3. Die Funktionsperiode des Vorstands beträgt  5 Jahre; Wiederwahl ist möglich. Jede Funktion im 

Vorstand ist persönlich auszuüben. 
 
4. Der Vorstand wird vom Obmann/von der Obfrau, bei Verhinderung von seinem/seiner/ihrem/ihrer 

Stellvertreter/in, schriftlich oder mündlich einberufen. Ist auch diese/r auf unvorhersehbar lange 
Zeit verhindert, darf jedes sonstige Vorstandsmitglied den Vorstand einberufen. 

 
5. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn alle seine Mitglieder eingeladen wurden und mindestens 

die Hälfte von ihnen anwesend ist. 
 
6. Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit gibt 

die Stimme des/der Vorsitzenden den Ausschlag. 
 
7. Den Vorsitz führt der/die Obmann/Obfrau, bei Verhinderung sein/e/ihr/e Stellvertreter/in. Ist auch 

diese/r verhindert, obliegt der Vorsitz dem an Jahren ältesten anwesenden Vorstandsmitglied oder 
jenem Vorstandsmitglied, das die übrigen Vorstandsmitglieder mehrheitlich dazu bestimmen. 

 
8. Außer durch den Tod und Ablauf der Funktionsperiode (Abs. 3) erlischt die Funktion eines 

Vorstandsmitglieds durch Enthebung (Abs. 9) und Rücktritt (Abs. 10). 
 
9. Die Generalversammlung kann jederzeit den gesamten Vorstand oder einzelne seiner Mitglieder 

entheben. Die Enthebung tritt mit Bestellung des neuen Vorstands bzw. Vorstandsmitglieds in 
Kraft. 

 
10. Die Vorstandsmitglieder können jederzeit schriftlich ihren Rücktritt erklären. Die 

Rücktrittserklärung ist  an den Vorstand, im Falle des Rücktritts des gesamten Vorstands an die 
Generalversammlung zu richten. Der Rücktritt wird erst mit Wahl bzw. Kooptierung (Abs. 2) eines 
Nachfolgers wirksam. 
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§ 12: Aufgaben des Vorstands 
 
Dem Vorstand obliegt die Leitung des Vereins. Er ist das „Leitungsorgan“ im Sinne des 
Vereinsgesetzes 2002. Ihm kommen alle Aufgaben zu, die nicht durch die Statuten einem anderen 
Vereinsorgan zugewiesen sind. In seinen Wirkungsbereich fallen insbesondere folgende 
Angelegenheiten: 
 

1. Einrichtung eines den Anforderungen des Vereins entsprechenden Rechnungswesens mit 
laufender Aufzeichnung der Einnahmen/Ausgaben und Führung eines 
Vermögensverzeichnisses als Mindesterfordernis; 
 

2. Erstellung des Jahresvoranschlags, des Rechenschaftsberichts und des 
Rechnungsabschlusses; 
 

3. Vorbereitung und Einberufung der Generalversammlung in den Fällen des § 9 Abs. 1 und 
Abs. 2 lit. a – c dieser Statuten; 
 

4. Information der Vereinsmitglieder über die Vereinstätigkeit, die Vereinsgebarung und den 
geprüften Rechnungsabschluss; 
 

5. Verwaltung des Vereinsvermögens; 
 

6. Aufnahme und Ausschluss von ordentlichen und außerordentlichen Vereinsmitgliedern; 

 
 

§ 13: Besondere Obliegenheiten einzelner Vorstandsmitglieder 
 

1. Der/die Obmann/Obfrau führt die laufenden Geschäfte des Vereins. Der/die Schriftführer/in 
unterstützt den/die Obmann/Obfrau bei der Führung der Vereinsgeschäfte. 

 
2. Der/die Obmann/Obfrau vertritt den Verein nach außen. Schriftliche Ausfertigungen des 

Vereins bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Unterschriften des/der Obmanns/Obfrau und des 
Schriftführers/der Schriftführerin, in Geldangelegenheiten (Vermögenswerte Dispositionen) 
des/der Obmanns/Obfrau und des Kassiers/der Kassierin. Rechtsgeschäfte zwischen 
Vorstandsmitgliedern und Verein bedürfen der Zustimmung eines anderen 
Vorstandsmitglieds. 

 
3. Rechtsgeschäftliche Bevollmächtigungen, den Verein nach außen zu vertreten bzw. für ihn zu 

zeichnen, können ausschließlich von den in Abs. 2 genannten Vorstandsmitgliedern erteilt 
werden. 

 
4. Bei Gefahr im Verzug ist der/die Obmann/Obfrau berechtigt, auch in Angelegenheiten, die in 

den Wirkungsbereich der Generalversammlung oder des Vorstands fallen, unter eigener 
Verantwortung selbständig Anordnungen zu treffen; im Innenverhältnis bedürfen diese jedoch 
der nachträglichen Genehmigung durch das zuständige Vereinsorgan. 

 
5. Der/die Obmann/Obfrau führt den Vorsitz in der Generalversammlung und im Vorstand. 

 
6. Der/die Schriftführer/in führt die Protokolle der Generalversammlung und des Vorstands. 

 
7. Der/die Kassier/in ist für die ordnungsgemäße Geldgebarung des Vereins verantwortlich. 

 
8. Im Fall der Verhinderung treten an die Stelle des/der Obmanns/Obfrau, des Schriftführers/der 

Schriftführerin oder des Kassiers/der Kassierin ihre Stellvertreter/innen. 
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§ 14: Rechnungsprüfer 
 

1. Mindestens zwei Rechnungsprüfer werden von der Generalversammlung auf die Dauer von   
5 Jahren gewählt. Wiederwahl ist möglich. Die Rechnungsprüfer dürfen keinem Organ – mit 
Ausnahme der Generalversammlung – angehören, dessen Tätigkeit Gegenstand der Prüfung 
ist. 

 
2. Den Rechnungsprüfern obliegen die laufende Geschäftskontrolle sowie die Prüfung der 

Finanzgebarung des Vereins im Hinblick auf die Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 
und die statutengemäße Verwendung der Mittel. Der Vorstand hat den Rechnungsprüfern die 
erforderlichen Unterlagen vorzulegen und die erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Die 
Rechnungsprüfer haben dem Vorstand über das Ergebnis der Prüfung zu berichten. 

 
3. Rechtsgeschäfte zwischen Rechnungsprüfern und Verein bedürfen der Genehmigung durch 

die Generalversammlung. Im Übrigen gelten für die Rechnungsprüfer die Bestimmungen des 
§ 11 Abs. 8 bis 10 sinngemäß. 

 

§ 15: Schiedsgericht 
 

1. Zur Schlichtung von allen aus dem Vereinsverhältnis entstehenden Streitigkeiten ist das 
vereinsinterne Schiedsgericht berufen. Es ist eine „Schlichtungseinrichtung“ im Sinne des 
Vereinsgesetzes 2002 und kein Schiedsgericht nach den §§ 577 ff ZPO. 

 
2. Das Schiedsgericht setzt sich aus drei ordentlichen Vereinsmitgliedern zusammen. Es wird 

derart gebildet, dass ein Streitteil dem Vorstand ein Mitglied als Schiedsrichter schriftlich 
namhaft macht. Über Aufforderung durch den Vorstand binnen sieben Tagen macht der 
andere Streitteil innerhalb von 14 Tagen seinerseits ein Mitglied des Schiedsgerichts namhaft. 
Nach Verständigung durch den Vorstand innerhalb von sieben Tagen wählen die namhaft 
gemachten Schiedsrichter binnen weiterer 14 Tage ein drittes ordentliches Mitglied zum/zur 
Vorsitzenden des Schiedsgerichts. Bei Stimmengleichheit entscheidet unter den 
Vorgeschlagenen das Los. Die Mitglieder des Schiedsgerichts dürfen keinem Organ – mit 
Ausnahme der Generalversammlung – angehören, dessen Tätigkeit Gegenstand der 
Streitigkeit ist. 

 
3. Das Schiedsgericht fällt seine Entscheidung nach Gewährung beiderseitigen Gehörs bei 

Anwesenheit aller seiner Mitglieder mit einfacher Stimmenmehrheit. Es entscheidet nach 
bestem Wissen und Gewissen. Seine Entscheidungen sind vereinsintern endgültig. 

 

§ 16: Freiwillige Auflösung des Vereins 
 
Die freiwillige Auflösung des Vereins kann nur in einer Generalversammlung und nur mit 
Zweidrittelmehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen beschlossen werden. 
 
Diese Generalversammlung hat auch – sofern Vereinsvermögen vorhanden ist – über die Abwicklung 
zu beschließen. Insbesondere hat sie einen Abwickler zu berufen und Beschluss darüber zu fassen, 
wem dieser das nach Abdeckung der Passiven verbleibende Vereinsvermögen zu übertragen hat. 
Dieses Vermögen1 soll, soweit dies möglich und erlaubt ist, einer Organisation zufallen, die gleiche 

oder ähnliche Zwecke wie dieser Verein verfolgt, sonst Zwecken der Sozialhilfe. 
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